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1 Veranlassung und Aufgabenstellung 

Der Landkreis Barnim beabsichtigt, ein im Eigentum des Landkreises stehendes Grundstück auf dem 

sogenannten „Lauseberg“ in der Gemeinde Panketal (s. Abbildung 1) zu einem modernen und 

zukunftsfähigen Schulstandort zu entwickeln und mit einem Gymnasium einschließlich erforderlicher 

Sport- und Außenanlagen zu bebauen. Das Grundstück hat eine Fläche von ca. 8,1 ha. 

 

Abbildung 1: Lage des Planungsgebietes (Kartengrundlage: openstreetmap.org) 

Zur Schaffung des erforderlichen Baurechtes muss der Flächennutzungsplan der Gemeinde geändert 

und ein Bebauungsplan aufgestellt werden. Die Gemeinde Panketal hat dazu am 29.03.2022 die 

erforderlichen Aufstellungs- und Änderungsbeschlüsse gefasst. Mit dem Stand 04.04.2024 liegt ein 

Vorentwurf für den Bebauungsplan zur frühzeitigen Beteiligung vor [5].  

Das Plangebiet befindet sich vollständig in der Wasserschutzzone III A des Wasserschutzgebietes 

Zepernick. Die Untere Wasserbehörde (UWB) des Landkreises Barnim hat Bedenken hinsichtlich der 

Bebauung des Areals geäußert. Dabei wird insbesondere auf den schwierigen Baugrund mit 

Schichtenwasser sowie die Lage im Wasserschutzgebiet und die daraus resultierenden Einschränkungen 

hingewiesen. Die UWB weist außerdem darauf hin, dass die Darstellung neuer Bauflächen bzw. die 

Festsetzung neuer Baugebiete im Rahmen der Bauleitplanung nach der Wasserschutzgebietsverordnung 

unzulässig ist. Es ist ein Antrag auf Befreiung von diesen Verboten bei der UWB einzureichen. In 

diesem Antrag ist darzulegen, inwieweit der Schutzzweck durch die Befreiung vom Verbot der 

Nutzungsumwandlung gefährdet wird.  
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Als Grundlage für diesen Antrag hat die Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker mbH im Auftrag des 

Schulamtes des Landkreises ein „Gutachten zur Befreiung von den Verboten nach § 52 WHG“ erstellt [7]. 

Gemäß Aufgabenstellung wurde begutachtet, ob und ggf. welche Konflikte zwischen der geplanten 

Nutzung und den Regelungen der Wasserschutzgebietsverordnung bestehen. Ergänzend zu der 

Leistungsbeschreibung wurde die aktuelle Wasserbilanz des Plangebietes bestimmt, damit eventuelle 

Eingriffe Wasserhaushalt durch eine Bebauung bewertet werden können. Weiterhin wurden 

verschiedene Empfehlungen für das Bauvorhaben ausgesprochen. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass 

„bei Beachtung dieser Empfehlungen die Wasserschutzgebietsverordnung dem Neubau einer Schule nach 

Einschätzung des Gutachters (aus wasserwirtschaftlicher Sicht) nicht entgegensteht“ und „aus 

gutachterlicher Sicht keine Bedenken bestehen, von den Verboten der Wasserschutzgebietsverordnung, die 

der Planung entgegenstehen, eine Befreiung zu erteilen.“ 

In Ergänzung zu diesem Gutachten zur Wasserschutzgebietsverordnung soll nun ein „Hydrologisches 

Gutachten Bebauungsplan 35P Lauseberg" erstellt werden, indem  

a) die Auswirkungen einer nach B-Plan zulässigen Bebauung auf die Wasserbilanz des 

Planungsgebietes inkl. Gegenüberstellung mit der Wasserbilanz des unbebauten bzw. aktuellen 

Zustandes (ackerbauliche Nutzung) gemäß DWA-M 102 Teil 4 ermittelt und die prinzipiellen 

Möglichkeiten aufgezeigt werden, wie mit der geplanten Bebauung die naturnahe Wasserbilanz 

eingehalten bzw. wiederhergestellt werden kann und   

b) die stofflichen Auswirkungen (abfiltrierbare Stoffe, Nährstoffe, Mikroplastik) der geplanten 

Bebauung auf die Grundwasserqualität betrachtet werden.  

Ziel ist eine gutachterliche Bewertung der geplanten Bebauung bzgl. der Lage im Wasserschutzgebiet, 

wobei sowohl quantitative (wassermengenmäßige) und qualitative (stoffliche) Aspekte berücksichtigt 

werden. Bezüglich der rechtlichen Grundlagen und den Rahmenbedingungen im Plangebiet wird auf 

das vorangegangene Gutachten [7] verwiesen. 
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2 Unterlagen, Literatur 

2.1 Datengrundlagen 

Folgende Unterlagen wurden für die Bearbeitung zur Verfügung gestellt: 

[1] Luftbild, Geoportal Brandenburg, abgerufen am 8.6.2024 

[2] Geotechnischer Untersuchungsbericht, Fa. WILAB, 04.03.2022  

[3] Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick inkl. Anlagen 

[4] B-Plan 35P „Lauseberg“, Vorzeitige Bürgerinformation am 29.9.2022, Quelle: //panketal.de/ 

[5] B-Plan 35P „Lauseberg“, Vorentwurf mit Umweltbericht, Stand: April 2024 

[6] Flächennutzungsplan der Gemeinde Panketal, (https://panketal.de/rathaus/orts-und-

regionalplanung/bauleitplanung/flaechennutzungsplan.html). 

[7] Gutachten zur Befreiung von den Verboten nach § 52 WHG, Ingenieurgesellschaft Prof. Dr. Sieker 

mbH im Auftrag des Schulamtes des Landkreises, 3. Februar 2024 

2.2 Gesetze/Regelwerke/Literatur 

[8] Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 

Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) 

[9] Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. März 

2012 (GVBl.I/12, [Nr. 20]) zuletzt geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 5. März 2024 

(GVBl.I/24, [Nr. 9], S.14) 

[10] Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes Zepernick inkl. Anlagen 

[11] DIN 1986-100 (2016): Entwässerungsanlagen für Gebäude und Grundstücke, Teil 100: 

Bestimmungen in Verbindung mit DIN EN 752 und DIN EN 12056 

[12] DWA-A 102 /BWK-A 3 (2016): Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung von 

Regenwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflächengewässer (Entwurf Oktober 2016), DWA  

[13] DWA-M 102-4/BWK-M 3-4 (2022): Merkblatt: Grundsätze zur Bewirtschaftung und Behandlung 

von Regenwetterabflüssen zur Einleitung in Oberflächengewässer – Teil 4: Wasserhaushaltsbilanz 

für die Bewirtschaftung des Niederschlagswassers, März 2022, DWA 

[14] DWA A 138 (2005): DWA-Arbeitsblatt DWA-A 138: Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur 

Versickerung von Niederschlagswasser, DWA 

[15] DWA A 138 (2020, Gelbdruck), Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser  

[16] DWA M153 (2007): Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser, DWA 

[17] Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal, Analysedaten 2022 Wasserwerk Zepernick 

[18] Nitratbelastete Gebiete nach § 13aDüV, Geoportal Brandenburg 

[19] Umweltfreundlich gegen Glätte, www.umweltbundesamt.de/themen/umweltfreundlich-gegen-

glaette 

[20] Kunststoffe in Böden, derzeitiger Kenntnisstand zu Einträgen und Wirkungen, 

www.umweltbundesamt.de 

[21] Mikroplastik in der Umwelt, Umweltbundesamt Österreich,  

[22] Mikroplastik bei Kunstrasenplätzen: Verbot von Kunststoffgranulat ab 2031, Internationale 

Vereinigung Sport- und Freizeiteinrichtungen e.V. 
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3 Hydrologische Auswirkungen einer Bebauung in quantitativer Hinsicht 

3.1 Fachlicher Ansatz 

Die mit einer Bebauung einhergehende Versiegelung verändert den Wasserhaushalt in Siedlungen und 

das Abflussregime siedlungsnaher Gewässer. Undurchlässig befestigte Flächen weisen einen sehr 

hohen Direktabfluss, eine geringe Grundwasserneubildung und eine geringe Verdunstung auf [13].  

Um der Forderung des Wasserhaushaltsgesetzes [8] nach einem Erhalt der Leistungsfähigkeit des 

Wasserhaushaltes (§5 WHG) zu entsprechen, sollte die Wasserbilanz des bebauten Zustandes möglichst 

geringe Abweichungen vom unbebauten Zustand aufweisen. Eine Methode, wie der Eingriff in den 

Wasserhaushalt durch Bebauung ermittelt werden kann, wird im DWA-Merkblatt M 102-4 [13] 

beschrieben.  

Das Merkblatt empfiehlt folgenden Ansatz: „Die Analyse von Praxisbeispielen und Beispielrechnungen 

zeigt, dass Abweichungen in den Aufteilungswerten a, g und v gegenüber dem unbebauten 

Referenzzustand von 5 bis 10 Prozentpunkten erreichbar sind, wenn die vielfältigen Möglichkeiten der 

Niederschlagswasserbewirtschaftung genutzt werden. Die Abweichungen sind unter ökologischen, 

technischen und wirtschaftlichen Aspekten zu bewerten. Größere Abweichungen, die aus unvermeidbaren 

Randbedingungen oder Zwängen herrühren, sind ausführlich fachlich zu begründen und ihre 

Berücksichtigung im Rahmen von Ersatz- und Ausgleichsregelungen zu prüfen.“ 

Es sei angemerkt, dass das Merkblatt M 102-4 keine allgemeine anerkannte Regel der Technik darstellt 

und insofern die Anwendung – anders als DWA-Arbeitsblätter – nicht verbindlich ist. Auch aus der 

Wasserschutzgebietsverordnung [3] lässt sich erstaunlicherweise keine Verpflichtung zur 

Aufrechterhaltung der Grundwasserneubildung ableiten. Aus wasserwirtschaftlicher Sicht ist die 

Aufrechterhaltung des Wasserhaushaltes jedoch grundsätzlich anzustreben, insbesondere in einem 

Wasserschutzgebiet. Eine Möglichkeit dies trotz fehlender gesetzlicher Regelungen verbindlich 

vorzuschreiben, ist die textliche Festsetzung in einem Bebauungsplan. 

Das DWA-Merkblatt M 102-4 enthält zahlreiche Empfehlungen, wie durch eine 

Regenwasserbewirtschaftung (Gebäudebegrünung, Versickerungsanlagen, …) eine Annäherung an den 

unbebauten Referenzzustand erreicht werden kann. Es wird daher empfohlen, eine maximale zulässige 

Abweichung von 5%-Punkten (aufgrund der Lage im Wasserschutzgebiet) als textliche Festsetzung in 

den Bebauungsplan „Lauseberg“ aufzunehmen.  

Gemäß Vorentwurf mit Umweltbericht [5] wird im Plangebiet derzeit intensive Landwirtschaft 

betrieben. Luftbilder, die auch für frühere Jahre abgerufen werden können, bestätigen dies. Damit ist 

verbunden, dass die Wasserbilanz des aktuellen Zustanden (=intensive Landwirtschaft) gegenüber 

einem naturnahen Zustand derzeit bereits verändert ist.  
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3.2 Wasserbilanz für den derzeitigen unbebauten Zustand 

 
Abbildung 2: Luftbild mit aktueller Nutzung [1] 

Im vorangegangenen Gutachten [7] wurde die Wasserbilanz für den derzeitigen unbebauten Zustand 

nach der im DWA-Merkblatt M 102-4 [13] empfohlenen Methode ermittelt. Dabei wird sogenannte 

WaSig-Verfahren verwendet. Danach verdunsten im langjährigen Mittel ca. 67% der Niederschläge, nur 

3% fließen ab. Ca. 30% der Niederschläge tragen zur Grundwasserneubildung bei (Abbildung 3). Dieser 

Berechnung liegt ein mittlerer Jahresniederschlag von 705 mm/a zugrunde. 

 
Abbildung 3: Wasserbilanz „Lauseberg“ im unbebauten Zustand [7] 
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Tabelle 1 zeigt, welche maximale zulässige Abweichung sich daraus gemäß DWA-Merkblatt M 102-4 

ergeben würde. Bei einer Einhaltung dieser Werte werden die hydrologischen Auswirkungen einer 

Bebauung in quantitativer Hinsicht auf ein Minimum reduziert. Tabelle 2 zeigt diese Werte in absoluten 

Zahlen (in mm/a bezogen auf einen mittleren Jahresniederschlag von 705 mm) 

Tabelle 1: Zulässige Abweichung der Wasserbilanz vom unbebauten Zustand (prozentual) 

Wasserhaushaltskomponente 5%-Punkte Abweichung 10%-Punkte Abweichung  
Min Max Min Max 

Evapotranspiration (ET) 62% 72% 57% 77% 

Abfluss (Q) 0% 8% 0% 13% 

Grundwasserneubildung (GWNB) 25% 35% 20% 40% 

Tabelle 2: Zulässige Abweichung der Wasserbilanz vom unbebauten Zustand (absolut in mm/a) 

Wasserhaushaltskomponente 5%-Punkte Abweichung 10%-Punkte Abweichung  
Min Max Min Max 

Evapotranspiration (ET) 437 508 402 543 

Abfluss (Q) 0 56 0 92 

Grundwasserneubildung (GWNB) 176 247 141 282 

 

Ein weiterer Vorteil der Begrenzung der Abflusskomponente auf max. 8% liegt darin, dass dieses auch 

den Starkregenrückhalt impliziert. Für das Grundstück ist nach DIN 1986-100 ein Überflutungsnachweis 

zu führen, indem dem nachgewiesen wird, dass auch ein Starkregen der statistischen Wiederkehrzeit 

T=30 a auf dem Grundstück schadlos zurückgehalten wird. 

3.3 Wasserbilanz nach Bebauung nach aktueller Planung 

Der Vorentwurf für den B-Plan 35P „Lauseberg“ [5] sieht eine Gemeinbedarfsfläche mit einer 

Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 im Bereich der Baugrenze vor. Gemäß BauNVO liegt damit auch die 

max. Versiegelung in diesem Bereich bei 80% (Abbildung 4).  

Im östlichen Bereich liegt die GRZ mit 0.3 dagegen deutlich niedriger. Zusammen mit den 

Sportplatzflächen und der Grünfläche im Norden ist die Gesamtversiegelung im Gebiet des 

Bebauungsplans deutlich niedriger, so dass die unversiegelte Fläche insgesamt als ausreichend groß 

eingeschätzt wird, um eine Regenwasserbewirtschaftung mit einer Wasserbilanz nahe dem unbebauten 

Zustand zu ermöglich.  

Insgesamt ermöglicht der B-Plan gemäß Begründung versiegelte Flächen von 26.866 qm im Bereich 

Gemeinbedarfsfläche (GRZ 0,8 und GRZ 0,3), 16.000qm im Bereich Sportfläche sowie 1.950 qm in der 

Grünfläche, in Summe 44.816 qm. 

Von diesen 44.816 qm dürften gemäß des o.a. Ansatzes max. 2.528 m³ pro Jahr abgeleitet 

werden. Mindestens 7.899 m³/a müssen versickert und mindest 19.589 m³/a verdunstet werden. 
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Abbildung 4: Vorentwurf für den B-Plan 35P „Lauseberg“, Ausschnitt [5] 

 

Mögliche Maßnahmen sind z.B. eine breitflächigere Versickerung, Dachbegrünung oder eine 

Regenwassernutzung. Bereits im vorangegangenen Gutachten zur Befreiung von den Verboten nach 

§ 52 WHG [7] wurde festgestellt, dass eine wasserschutzgebietsverträgliche Bebauung möglich ist, 

wenn eine Versickerung von Niederschlagswasser großflächig über die belebte Bodenzone erfolgt. Auch 

die Einbeziehung des Teiches im Heidewäldchen kann aufgrund der hohen Verdunstungsleistung zu 

einer Verbesserung des Wasserhaushaltes beitragen.  

Details sind im Rahmen eines Regenkonzeptes zu entwickeln. Im Rahmen dieses Konzeptes sollte nach 

den Vorgaben des DWA-Merkblattes M 102-4 [13] der Nachweis geführt werden, dass die Wasserbilanz 

nach Bebauung die in Tabelle 1 und Tabelle 2 aufgeführten Abweichungen der Wasserbilanz vom 

unbebauten Zustand einhält.  
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4 Betrachtung der stofflichen Auswirkungen der geplanten Bebauung 

4.1 Bewertung hinsichtlich der Lage in der Trinkwasserschutzzone IIIA 

Eine Bewertung des geplanten Schulneubaus hinsichtlich der Lage in der Trinkwasserschutzzone IIIA 

wurde bereits in dem vorangegangenen Gutachten [7] durchgeführt. Zusammenfassend wurde 

festgestellt, dass die Wasserschutzgebietsverordnung dem Neubau einer Schule nach Einschätzung des 

Gutachters (aus wasserwirtschaftlicher Sicht) nicht entgegensteht, sofern die gegeben Empfehlungen 

beachtet werden: 

• Versickerung von Niederschlagswasser großflächig über die belebte Bodenzone,  

• Bewässerung der Sportplatzflächen z.B. über Zisternen,  

• Verzicht auf Geothermieanlagen (nach Wasserschutzgebietsverordnung nicht zulässig),  

• Beachtung der Auflagen für den Bau (Verwendung von Materialien) und den Betrieb (z.B. Verzicht 

auf Tausalze). 

4.2 Bewertung des Grundwasserschutzes nach DWA-Regelwerk 

4.2.1 Bewertung des Grundwasserschutzes nach DWA-Merkblatt M153 

Für die Bewertung des Grundwasserschutzes bei Versickerungsanlagen gilt aktuell noch das DWA-

Merkblatt M153 [16].  

Die Belastungspunkte der versiegelten Flächen (Hofflächen in Wohn- und vergleichbaren 

Gewerbegebieten bzw. Siedlungsgebiet mit geringem Verkehrsaufkommen (DTV < 5000 Kfz / 24 h) 

liegen bei F3=12 Punkte zzgl. einer Luftbelastung von einem Punkt (L1), insgesamt somit bei 

B=13 Punkten. 

Die Bewertungspunkte für das Grundwasser wurden gemäß der Lage in einem Trinkwassereinzugsgebiet 

mit 5 Gewässerpunkten angesetzt (Gewässertyp G26). Da die Belastungspunkte größer sind als die 

Gewässerpunkte (B=13 > G=5), ist eine notwendige Behandlung mit einem Durchgangswert von 

maximal D=0.38 erforderlich. 

Eine Versickerung über die belebte Bodenzone (z.B. in Mulden oder Mulden-Rigolen) wird vom 

Merkblatt M153 ausdrücklich als Regenwasserbehandlung eingestuft. Der Durchgangswert einer 0,30 m 

bewachsenen Oberboden wird im DWA-Merkblatt M153 mit D=0.1 eingestuft, also erheblich besser als 

gefordert (0.1 << 0.38)- 

Die Berechnung zeigt, dass eine Versickerung durch 0,30 m bewachsenen Oberboden eine ausreichende 

Reinigung auch in der Wasserschutzzone IIIA darstellt.  
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4.2.2 Bewertung des Grundwasserschutzes nach Arbeitsblatt A138 (Gelbdruck von 2020) 

Die Bewertung des Grundwasserschutzes bei Versickerungsanlagen wird zukünftig nach dem 

Arbeitsblatt DWA-A 138 durchgeführt. Derzeit liegt dieses Regelwerk nur als Entwurf (sogenannter 

Gelbdruck) vor, wird aber aller Voraussicht nach noch 2024 veröffentlicht. 

Gemäß DWA-A 138 Gelbdruck [15] gilt die Versickerung über die bewachsene Bodenzone als 

Behandlungsmaßnahme. Im Arbeitsblattentwurf werden Anforderungen an die bewachsene Bodenzone 

in der Versickerungsanlagen gestellt. Dazu gehört, dass die Mächtigkeit der bewachsene Bodenzone 

größer als 30 cm und das Verhältnis angeschlossener versiegelter Fläche zu Sickerfläche 

ABem / AS,m ≤ 50 ist. Diese Anforderungen basieren auf den Prüfwerten der BBodSchV für den 

Wirkungspfad Boden-Grundwasser. Werden diese Anforderungen eingehalten, so sind die 

Anforderungen des Grundwasserschutzes erfüllt. 

4.3 Betrachtung weiterer Stoffgrößen 

4.3.1 Nährstoffe (Stickstoff, Phosphat) 

Nitrate (NO3-) sind Stickstoffverbindungen, die vor allem über die Düngung von landwirtschaftlichen 

Flächen vermehrt in den Boden gelangen. Nitrat an sich ist ein Nährstoff und ungiftig, kann aber im 

menschlichen Körper in gesundheitsschädliches Nitrit umgewandelt werden.  

Das Wasserschutzgebiet Zepernick und damit auch das Planungsgebiet liegen nicht in einem 

nitratbelasteten Gebiet (nach § 13aDüV [18]). Nach den Analysedaten des Wasserwerks Zepernick 

liegen die Nitrat- und Nitritgehalte im Trinkwasser deutlich unter den Grenzwerten (Eigenbetrieb 

Kommunalservice Panketal [17]). 

Gegenüber der bisherigen, intensiven landwirtschaftlichen Nutzung (s. Umweltbericht [5]) wird sich 

der Eintrag von Nitrat durch eine Nutzung des Grundstückes als Schulstandort reduzieren.  

Gleiches gilt für Phosphate, die zwar anders als Nitrate gesundheitlich unbedenklich sind, aber in 

Oberflächengewässern und grundwasserabhängigen terrestrischen Ökosystemen (wozu auch der Teich 

im Heidewäldchen gehört) zu Eutrophierung führen. 

4.3.2 Tausalz 

Streusalze (auch als Tausalz bezeichnet, meist auf der Basis von Kochsalz, Natrium-Chlorid) sind für 

Boden, Pflanzen und Gewässer schädlich. Anders als andere Schadstoffe wird Natrium-Chlorid bei der 

Versickerung über die belebte Bodenzone nicht zurückgehalten und gelangt so in das Grundwasser.  

Nach den Analysedaten des Wasserwerks Zepernick liegen auch die Natriumgehalte im Trinkwasser 

deutlich unter den Grenzwerten (Eigenbetrieb Kommunalservice Panketal [17]).  

Aus Sicht des Grundwasserschutzes sollte dennoch der Eintrag von Natrium-Chlorid so gering wie 

möglich gehalten werden. Wie bereits im Gutachten zur Wasserschutzgebietsverordnung [7] 

ausgeführt, wird ein möglichst weitgehender Verzicht auf Tausalze empfohlen. Stattdessen sollten 

abstumpfende Streusalz-Alternativen (Sand, Splitt) verwendet werden. 
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4.3.3 Mikroplastik 

Kunststoffe können zum Problem werden, wenn sie in die Umwelt gelangen und dort von Organismen 

aufgenommen und in die Ökosysteme eingetragen werden [20]. Dies gilt insbesondere für Mikroplastik 

(definiert als Kunststoffteilchen mit einem Durchmesser unter 5 mm), da diese durch die geringe Größe 

leicht von Lebewesen aufgenommen werden, langlebig sind (persistent) und entlang der 

Nahrungskette angereichert werden. Ob Mikroplastik schädliche Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere 

hat, lässt sich zwar bisher nicht eindeutig nachweisen ([20], [21]), dennoch sollte hier aufgrund des 

Besorgnisgrundsatzes der Eintrag möglichst minimiert werden. 

Neben Reifenabrieb sind Kunstrasensportplätze eine wesentliche Quelle für Mikroplastik [20]. 

Problematisch ist dabei weniger der künstliche Rasen an sich, sondern das Füllmaterial aus 

Kunststoffgranulat (sogenanntes Infill). Die EU-Kommission hat 2023 ein Verbot des Verkaufs von 

Gummi- und Kunststofffüllmaterialien ab September 2031 beschlossen. Alternativen sind natürliche 

(pflanzliche) Einstreumaterialien, wie z.B. Kork-, Olivenkern- oder Mais-Granulat sowie Holzspäne oder 

Kokosnussfasern. Die Industrie entwickelt auch Beläge, die keine Einstreuung benötigen (Non-Infill-

Beläge) oder nur mit Sand gefüllt werden [22]. Auch gibt es Filtereinrichtungen für die Abflüsse von 

Kunstrasensportplätzen. 

Ein direkter Eintrag von Mikroplastik aus Kunstrasensportplätzen in das Grundwasser bzw. das 

Wasserwerk ist im Planungsgebiet jedoch nicht zu befürchten. Die Rohwasserpumpen des Wasserwerks 

fördern das Wasser aus dem Hauptgrundwasserleiter, der durch eine mehr als 20 m mächtige 

Geschiebelehmschicht abgedeckt ist. Zwar wurden bislang nur wenige Studien zum Vorkommen von 

Mikroplastik im Grundwasser durchgeführt. In Studien von Grundwasser und Uferfiltrat der Donau 

wurden jedoch keine Partikel > 30 μm detektiert [21]. 

Angesichts des kommenden Verbots konventioneller Füllgranulate für Kunstrasensportplätze sollten im 

Planungsgebiet bereits heute Alternativen, d.h. natürliche Einstreumaterialien oder 

Filtereinrichtungen eingeplant werden. Alternativ sind andere Beläge (Rasen) in Erwägung zu ziehen. 
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5 Zusammenfassung 

Der Landkreis Barnim plant auf dem sogenannten „Lauseberg“ in der Gemeinde Panketal den Bau eines 

modernen Schulstandortes mit einem Gymnasium einschließlich erforderlicher Sport- und 

Außenanlagen. Die Gemeinde Panketal hat dazu einen Vorentwurf für einen Bebauungsplan vorgelegt.  

Im Rahmen eines Gutachtens sollte bewertet werden, ob von der geplanten Bebauung 

wasserwirtschaftliche Auswirkungen in quantitativer (wassermengenmäßiger) oder qualitativer 

(stofflicher) Hinsicht zu erwarten sind. Dabei ist besonders die Lage des Planungsgebietes in der 

Trinkwasserschutzzone IIIA zu berücksichtigen. 

Die mit einer Bebauung einhergehende Versiegelung kann den Wasserhaushalt in Siedlungen und das 

Abflussregime siedlungsnaher Gewässer verändern. Diesem Effekt kann jedoch durch ein angepasstes 

Regenwassermanagement z.B. durch Versickerungsanlagen und Dachbegrünung entgegengewirkt 

werden. Eine Methode, wie der Eingriff in den Wasserhaushalt durch Bebauung ermittelt bzw. begrenzt 

werden kann, wird im DWA-Merkblatt M 102-4 beschrieben. Es wird vorgeschlagen, diese Regelung im 

Bebauungsplan inkl. einer max. zulässigen Abweichung 5%-Punkte von der mittleren jährlichen 

Wasserbilanz festzuschreiben. Nachfolgende Planung müssen einen entsprechenden Nachweis gemäß 

dieses Technischen Regelwerkes führen. Damit wird die Aufrechterhaltung der Grundwasserneubildung 

in dem Planungsgebiet sichergestellt. 

Aus stofflicher Sicht bestehen nach Einschätzung des Gutachters keine Bedenken gegen den 

Schulneubau. Bereits in dem vorangegangenen Gutachten [7] wurde festgestellt, dass die 

Wasserschutzgebietsverordnung dem Neubau einer Schule (aus wasserwirtschaftlicher Sicht) nicht 

entgegensteht, sofern die dort gegeben Empfehlungen beachtet werden. Sofern eine Versickerung 

großflächig über die belebte Bodenzone erfolgt, ist der Grundwasserschutz gewährleistet. Dies gilt 

auch für etwaige Mikroplastikausträge aus einem Kunstrasenplatz, da hier der anstehende 

Geschiebelehm einen Eintrag ins Grundwasser verhindert. In Bezug auf Nährstoffeinträge 

(insbesondere Nitrat) wird sich die Situation gegenüber der heutigen intensiven landwirtschaftlichen 

Nutzung eher verbessern. 

Bei Beachtung dieser Empfehlungen stehen nach Einschätzung des Gutachters wasserwirtschaftliche 

Gründe dem Neubau einer Schule nicht entgegen.  
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